
seien es aber auch die Internetauftritte
radikaler Prediger gewesen, die Samir
 radikalisierten. „Warum werden diese
Propagandafilme nicht aus dem Netz ent-
fernt?“, fragt B. etwas hilflos, „da docken
die jungen Leute doch an.“
Als Samir H. 2004 eine in Deutschland

geborene Tunesierin heiratete, schien sich
das Leben des Sohnes noch in die ge-
wünschte Richtung zu entwickeln. Das
Paar bekam zwei Kinder, der Dschihad
schien weit weg. In Deutschland wollte
Samir H. aber nicht mehr leben. Sohn
Hamsa und Tochter Shaima sollten unbe-
dingt in einem muslimischen Land auf-
wachsen. „Für uns war das kein Pro-
blem“, seufzt Cirsten B., „er war ja ir-
gendwie auch ein Vorbild.“
Besonders fasziniert vom religiösen

Elan des großen Bruders war die zweit-
jüngste Tochter Soumaia. Einen Monat
nachdem er im Oktober 2009 mit Frau
und Kindern nach Iran flog und von da
aus weiter nach Pakistan reiste, setzte
sich auch Soumaia aus Aachen ab. Sie
war damals 18.
Cirsten B. hebt beide Arme und fixiert

einen imaginären Punkt unter der Decke.
„Wenn wir gewusst hätten, was sie vor-
hatten, hätten wir sie doch niemals ziehen
lassen.“ Im November 2010 meldete die
Mutter ihre Tochter als vermisst. Noch
am selben Tag fand sie einen Abschieds-
brief von Soumaia im Postkasten. „An
meine geliebte Familie“, schrieb die Toch-
ter, „wenn ihr dieses lest, bin ich, Inschal-
lah, auf einer langen Reise.“ 
Es folgt ein Verweis auf einen IBU-

 Propagandafilm, in dem ein deutsches
Brüderpaar, die Bonner Islamisten Yassin
und Mounir Chouka, die „Brüder und
Schwestern in Deutschland“ dazu auffor-
dern, mit ihren Familien nach Pakistan
zu kommen. Das BKA analysierte den
Abschiedsbrief und stellte fest, dass Sou-
maia einzelne Passagen aus dem IBU-
Streifen fast wörtlich in ihren handge-
schriebenen Text übernommen hatte. Es
gebe sogar Apotheken und Schulen in
Waziristan, hob sie darin hervor und
schwärmte vom herrlichen Leben unter
den Mudschahidin.
Inzwischen weiß Cirsten B., dass das

Leben ihrer jüngsten Tochter vor allem
von Entbehrungen gekennzeichnet ist.
Auf die Frage, warum sie sich so selten
melde, bekam die Mutter zur Antwort:
Ihre Hütte habe keinen Strom, nicht ein-
mal fließendes Wasser.
Seit dem Skype-Anruf von Ende März

hat sich Soumaia nicht mehr gemeldet.
„Wir machen uns große Sorgen“, sagt
Cirsten B., „weil wir glauben, dass sie
wieder nach Hause möchte und dort nicht
wegkann.“ Ihre Ängste möchte sie mit
Eltern teilen, deren Kinder ebenfalls in
den Dschihad abgedriftet sind – und eine
Selbsthilfegruppe gründen.

HUBERT GUDE

Reinhard Schäfers hatte bis vor kur-
zem wenigstens noch die Fahrt
vom Flughafen. Wenn die schwar-

ze Limousine durch die Vororte von Paris
glitt, konnte er der Kanzlerin erzählen,
wie er die Lage in Frankreich sah und
 in welchen Schwierigkeiten der Präsi -
dent wieder steckte. Wozu sollte das alles
sonst gut sein – die Empfänge, die Ge-
spräche mit Politikern, die Parteitage –,
wenn Angela Merkel nicht einmal zu
 hören bekam, wie ihr Mann vor Ort die
Situation einschätzte? Es waren 20 Minu-
ten, die Schäfers’ Arbeit mit Bedeutung
aufluden.

Damit ist es vorbei. Als der deutsche
Botschafter in Paris die Kanzlerin bei
 ihrem letzten Besuch im Februar am
Flughafen abholte, beobachteten die fran-
zösischen Diplomaten eine ungewohnte
Szene. Schäfers wurde in einen Begleit-
wagen abgeschoben. Den Platz neben
Merkel, der bislang für ihn reserviert ge-
wesen war, nahm Regierungssprecher
Steffen Seibert ein. Schäfers sah Frau
Merkel bei ihrer Ankunft, und er sah sie
bei der Abreise. Zeit für ein Gespräch
hatte sie nicht. 
Es war für den Botschafter die letzte

in einer Reihe von Kränkungen. Bei den
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Draußen vor der Tür
Das Auswärtige Amt leidet an seinem Bedeutungsverlust. 

Die Europapolitik wird im Kanzleramt gemacht, Guido Westerwelle
bleibt unbeliebt. Nun soll eine Reform den Niedergang stoppen.

Außenminister Westerwelle, Mitarbeiter*: Die Diplomaten sind kleinlaut geworden 



Treffen Merkels mit dem französischen
Präsidenten Nicolas Sarkozy durfte er oh-
nehin nicht dabei sein. Jetzt machte ihm
die Kanzlerin klar, dass sie auch auf seine
Einschätzung keinen Wert mehr legt.
Merkel hat nichts gegen Schäfers. Er

gilt als erfahren, zuverlässig und, noch
wichtiger, als CDU-nah. Die Kanzlerin
glaubt nur nicht, dass sie von ihm etwas
Interessantes erfahren kann. Andere
 Botschafter haben ähnliche Erfahrungen
mit Merkel gemacht. Das zeigt, wie sehr
das Auswärtige Amt an Bedeutung ver-
loren hat.
Lange Zeit galt das Außenministerium

als wichtigstes Ressort nach dem Kanzler -
amt. Der Außenminister war fast immer
auch Vizekanzler. Er war üblicherweise
Parteivorsitzender und dem Kanzler auf
dieser Ebene ebenbürtig. 
Der Außenminister war das Neidobjekt

seiner Kabinettskollegen. Kein anderer
Politiker war in der Regel so beliebt und
geachtet. Als Hans-Dietrich Genscher am
30. September 1989 vom Balkon der Deut-
schen Botschaft in Prag unter großem
 Jubel verkündete, dass die dorthin geflo-
henen DDR-Bürger in den Westen aus-

reisen dürften, da packte selbst Helmut
Kohl der Neid. 
Das Ansehen des Amts spiegelte sich

im Selbstbewusstsein seiner Mitarbeiter,
sie sahen sich in einer großen Tradition.
Otto von Bismarck hatte drei Jahre lang
als Gesandter am Zarenhof in St. Peters-
burg gedient, bevor er später zum Reichs-
kanzler aufstieg. Er gewann das Vertrau-
en von Zar Alexander II. und prägte das
Verhältnis Preußens zu Russland. 
Im Amt gibt es ein ganz eigenes Stan-

desbewusstsein. Die Diplomaten grenzen
sich bewusst von ihren Kollegen aus an-
deren Ressorts ab. Selbst der Lehrling
heißt hier „Attaché“. Als Bundespräsi-
dent Johannes Rau im Jahr 2000 aus Zeit-
gründen keine Rede bei der Botschafter-
konferenz hielt, zürnte der damalige
Staatssekretär Wolfgang Ischinger: „Die
Leiter der deutschen Auslandsvertretun-
gen sind ein bisschen was anderes als die
Leiter eines Grundbuchamts oder Finanz-
amts.“
Nun sind die Diplomaten kleinlaut ge-

worden, und das liegt auch am Minister.
Guido Westerwelle ist nicht mehr Vize-
kanzler, weil seine eigene Partei ihn als
Vorsitzenden nicht mehr haben wollte.
Bei den wichtigen außenpolitischen Fra-
gen, der Euro-Rettung oder dem Bau
 eines neuen Europa, spielt er nur eine
Nebenrolle. Seine Beliebtheit hält sich in
Grenzen, auch das verringert sein politi-
sches Gewicht.
Das Ausland hat gemerkt, dass der

deutsche Außenminister keine starke Fi-
gur mehr ist. Als der Kronprinz von Abu
Dhabi Ende Februar zu einem Besuch
nach Berlin kam, bat Westerwelle um ei-
nen Gesprächstermin. Doch Scheich Mo-
hammed Bin Sajid Al Nahajan wollte nur
mit der Kanzlerin sprechen. 
Das hat auf das Selbstverständnis der

Diplomaten abgefärbt. Plötzlich macht
der Finanzminister die Europapolitik,
und der Entwicklungsminister gilt als bes
serer Außenminister. Das ist nicht schön. 
Im Planungsstab des Amts arbeitet

man seit mehreren Jahren an Konzepten,
um einen weiteren Machtverlust zu ver-
hindern. Bis zur Botschafterkonferenz im
August, das hat Westerwelle angekündigt,
soll es konkrete Vorschläge geben. Wie
ernst die Lage ist, hat die Führung des
Ministeriums erkannt. Aber gibt es tat-
sächlich noch eine Chance, den Nieder-
gang zu stoppen?
Der Kellerraum im Auswärtigen Amt

ist mit Stahlbeton gesichert, die Fenster-
läden aus Stahl können nur mit einem
Spezialschlüssel geöffnet werden. Auf
den Tischen flimmern Computerbild-
schirme. Neun Uhren zeigen die Zeit in
den wichtigsten Weltregionen an.

* Links: bei der Botschafterkonferenz im Auswärtigen
Amt im August 2011; rechts: beim G-8-Treffen am 
9. Juli 2009 im italienischen L’Aquila. 

Die Beamten im Krisenreaktionszen-
trum steuern die deutsche Politik, wenn
auf der Welt ein Unglück passiert, bei
dem Deutsche betroffen sind. Ob es dar -
um geht, die Strahlenbelastung nach der
Atomkatastrophe von Fukushima festzu-
stellen oder Sanitäter des Roten Kreuzes
in ein Erdbebengebiet zu entsenden –
was die Regierung und private Helfer leis-
ten können, wird hier koordiniert. 
So wie das Krisenzentrum arbeitet,

stellt Thomas Bagger sich die Zukunft
des Auswärtigen Amts vor: Hier soll künf-
tig alles Regierungshandeln zusammen-
laufen, das im weitesten Sinne mit dem
Ausland zu tun hat – deutsch-chinesische
Regierungstreffen, ein Umweltgipfel oder
die Förderung von Solarenergie in Ent-
wicklungsländern.
Bagger ist Planungschef, er gilt als ei-

ner der klügsten Köpfe im Amt. Er kennt
die Probleme des Ministers aus der Nähe.
Er konnte sie als Büroleiter Westerwelles
anderthalb Jahre lang beobachten. 
Bagger litt mit, als Westerwelle zum

ersten Mal nicht an einem EU-Gipfel teil-
nehmen durfte, weil der Vertrag von Lis-
sabon das nicht mehr vorsah. Der Minis-
ter tobte, er wollte sich nicht einfach aus-
schließen lassen. Er werde seinen Staats-
minister Werner Hoyer nach Brüssel schi-
cken, ließ er dem Kanzleramt mitteilen.
Hoyer könne gern kommen, erwiderte
Merkel süffisant. Dann müsse er eben zu-
sammen mit ihren Personenschützern vor
der Tür warten.
Nicht nur in Europa hat der Außenmi-

nister an Einfluss verloren. In den ande-
ren Teilen der Welt sieht es kaum besser
aus. Die Staats- und Regierungschefs tref-
fen sich auf G-8- oder G-20-Gipfeln; sie
machen dort die Dinge unter sich aus.
Bagger weiß, dass das Amt sich nicht

gegen diesen Trend stellen kann. Was ein-
mal in die Regierungszentrale gewandert
ist, lässt sich nicht zurückholen. Einen
Machtkampf mit dem Kanzleramt kann
Westerwelle nicht gewinnen.
Die Kanzlerin ist nicht das einzige Pro-

blem. Kaum ein Ministerium verzichtet
heute auf ein eigenes außenpolitisches
Referat. Die meisten Minister beschäfti-
gen sich mit internationalen Themen, der
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Gipfelteilnehmer Obama, Merkel*
Die Chefs regeln die Dinge  



Umweltminister ist heute fast so global
tätig wie der Außenminister. 
In manchen Regionen spielen die Ver-

treter des Auswärtigen Amts nur noch
eine Nebenrolle. Der Botschafter eines
lateinamerikanischen Landes beklagte
sich kürzlich darüber, dass sich bei Emp-
fängen alle um den Referenten des Ent-
wicklungsministeriums scharen. Denn das
ist der Mann, der das Geld verteilt.
Früher waren die Diplomaten die Tür-

öffner in eine fremde Welt. In Zeiten der
Globalisierung rückt alles enger zusam-
men. Viele Informationen sind
nur einen Mausklick entfernt.
Aus Baggers Sicht machen

diese Entwicklungen das Amt
nicht unwichtiger, im Gegen-
teil. Er hält es für Unsinn, dass
alle Ministerien unabhängig
voneinander internationale
Poli tik machen. Das Auswärti-
ge Amt müsse „aus der Viel-
zahl von Ressortinteressen ein
nationales bzw. europäisches
Interesse destillieren und für
ein einheitliches Auftreten im
Ausland sorgen“, heißt es in
seinem Konzept, das er bis zur
Botschafterkonferenz fertig-
stellen will. Die Internationa-
lisierung der Politik unterstrei-
che „die Notwendigkeit einer
Institution, die die immer wei-
ter aufgefächerten Aktivitäten
und Verbindungen Deutsch-
lands in der Welt zusammen-
führt“.
Bei Experten stößt Baggers

Idee auf Zustimmung. „Es
wäre sinnvoll, wenn das Aus-
wärtige Amt die deutschen Au-
ßenbeziehungen steuern wür-
de, damit daraus auch strategi-
sches Handeln entsteht“, sagt
der Leiter der Stiftung Wissen-
schaft und Politik, Volker Per-
thes. „Diplomaten können ver-
handeln, sie kennen sich in der
Welt aus. Sie sind für diese
Aufgabe am besten gerüstet.“ 
Die Frage ist, wie das Ganze praktisch

funktionieren soll. Markus Ederer, der
Planungschef von Westerwelles Vorgän-
ger Frank-Walter Steinmeier, hatte schon
vor dem Regierungswechsel 2009 in einem
internen Papier vor dem schleichenden
Bedeutungsverlust des Amts gewarnt.
Ederer dachte ähnlich wie Bagger. Er
wollte eine Runde von „Globalisierungs-
staatssekretären“ schaffen, natürlich un-
ter Vorsitz seines Ministeriums. Der
Scherpa, der Chefunterhändler der Re-
gierung bei Weltwirtschaftsgipfeln, sollte
künftig aus dem Auswärtigen Amt kom-
men, weil die „globale Wirtschaftspolitik
Teil unserer Außenpolitik“ sei. 
Genau hier liegt das Problem: Das Aus-

wärtige Amt soll Macht bekommen, die

andere Ministerien verlieren würden.
Aber welches Ministerium gibt seine
Macht freiwillig ab? „Ich glaube kaum,
dass sich der Finanzminister vor einem G-
20-Treffen von Herrn Westerwelle koordi-
nieren lässt“, spottet ein Merkel-Vertrauter. 
Eine Gruppe erfahrener Diplomaten

hält daher einen anderen Ansatz für ver-
nünftiger. Er geht auf einen Vorschlag
Ischingers zurück, der heute die Münch-
ner Sicherheitskonferenz leitet. 
Ischinger schwebt ein Nationaler Sicher-

heitsrat vor. Dessen Vorsitzender würde

vom Außenminister benannt und vom
Regierungschef bestätigt. „Wir brauchen
eine Außenpolitik ohne Widersprüche.
Das erreicht man mit einem solchen Gre-
mium leichter“, sagt Ischinger. „Nicht
jede wichtige außenpolitische Entschei-
dung wird systematisch vorbereitet. Das
können wir uns nicht länger leisten.“ 
Ischinger will, dass das Amt sich auf

seine Kernaufgabe konzentriert. Die hat
Joschka Fischer früher einmal so be-
schrieben: „Bei Außenpolitik geht es um
Krieg und Frieden.“ 
Unter Diplomaten gibt es Sympathie

für Ischingers Idee. „Ein Nationaler Si-
cherheitsrat wäre gut für das Auswärtige
Amt. Es bekäme durch die Verzahnung
mit dem Kanzleramt mehr Einfluss, nicht

weniger“, sagt Michael Steiner, der früher
Gerhard Schröders außenpolitischer Be-
rater war und demnächst Botschafter in
Indien wird. 
Die goldenen Zeiten der deutschen Au-

ßenpolitik werden allerdings weder mit
Baggers noch mit Ischingers Reformvor-
schlägen zurückkommen. Westerwelle ist
nicht der Hauptgrund für den Niedergang
des Amts, aber unter keinem Außenmi-
nister ist dieser so sichtbar geworden. Sei-
ne Vorgänger Fischer und Steinmeier hat-
ten mit den gleichen Problemen zu kämp-

fen, aber anders als Westerwel-
le brannten sie für ihre Aufga-
be. Sie handelten so, dass nie-
mand auf die Idee kam, der
Außenminister könne unwich-
tig sein.
Das hat Westerwelle in den

ersten anderthalb Jahren sei-
ner Amtszeit geschafft: Jeder
konnte sehen, dass es notfalls
auch ohne den Außenminister
geht. Westerwelle hat sich
halbwegs gefangen, aber es
könnte zu spät sein. Möglicher-
weise ist der Niedergang des
Amts nicht mehr aufzuhalten.
Wie gefährlich die Lage ist,

zeigen die Überlegungen von
Jürgen Trittin. Der Grünen-
Fraktionschef erwägt, nach ei-
ner gewonnenen Wahl lieber
Finanzminister als Außenmi-
nister zu werden. Er hätte
dann nach eigener Einschät-
zung eine stärkere Stellung
 im Kabinett und in der Öffent-
lichkeit.
Für das Auswärtige Amt

wäre das ein Schlag, von dem
es sich nur schwer erholen
 würde. Der deutsche Außen-
minister war bisher außenpoli-
tisch stark, weil er innenpoli-
tisch stark war. Es war immer
klar, dass die große Regierungs-
partei das Kanzleramt und die
kleine das Auswärtige Amt
wählt. Wenn sich das nun än-

dert, dann hat das Amt seine Sonderrolle
verloren. 
Der Außenminister schrumpfte auf die

Rolle, die seine Kollegen in Frankreich
oder den USA längst haben: Sie sind Zu-
arbeiter des Präsidenten, nicht mehr als
bessere Staatssekretäre. Da nutzen alle
internen Reformen nichts.
Kann der Außenminister überhaupt

wieder wie früher das wichtigste Kabi-
nettsmitglied nach dem Kanzler werden?
Vor einigen Monaten wurde Hans-Diet -
rich Genscher im kleinen Kreis diese Fra-
ge gestellt. Seine Antwort kam prompt
und war wenig schmeichelhaft für Wes-
terwelle: „Das ist alles nur eine Frage der
Person“, sagte Genscher.

RALF NEUKIRCH

Deutschland

D E R  S P I E G E L  1 8 / 2 0 1 244

U
LR

IC
H

 B
A

U
M

G
A

R
TE

N
 /

 V
A

R
IO

-P
R

E
S

S

Außenminister Genscher 1991: Neidobjekt der Kabinettskollegen 
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Chefdiplomat Westerwelle: „Alles eine Frage der Person“


